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Enge Zusammenarbeit zwischen 
Frankreich und Deutschland 
Deutsch-französische Konsultationen in Paris 

Bundeskanzler Willy Brandt weilte am 10. und 
11. Februar 1972 zu den deutsch-französischen Kon­
sultationen in Paris. 
Der Präsident der Französischen Republik, Georges 
Pomp i d o u, hielt bei einem Essen im Elysee­
Palast am 10. Februar 1972 folgende Tischrede: 

Herr Bundeskanzler! 

Nun sind wir einmal mehr im Rahmen der durch den 
Vertrag vom 22. Januar 1963 vorgesehenen regelmäßi­
gen Treffen zusammengekommen, und wir stellen er­
neut fest, Sie und wir, wie nützlich und fruchtbar diese 
Kontakte zwischen den Regierungen sein können. Ich 
glaube sogar, daß dem heutigen Treffen eine beson­
dere Bedeutung zukommt. 

Gewiß, es ist uns zur Gewohnheit geworden, alle 
sechs Monate festzustellen, daß unsere bilaterale Zu­
sammenarbeit auf diesem oder jenem Gebiet neue 
Fortschritte macht. Die Perspektive unserer Ge­
spräche, die Erörterung eines bestimmten Problems 
auf höchster Ebene, die Richtlinien, die dann unseren 
Verwaltungen gegeben werden, bewirken ganz natür­
lich, Hindernisse zu beseitigen, Schwierigkeiten zu 
überwinden, manchmal auch Unterschiede in den 
Interessen, mit Gewohnheiten zu brechen und neue 
zu schaffen. -
Auch dieses Mal wird es, daran zweifle ich nicht, eines 
der Resultate sein, zu dem wir uns beglückwünschen 
können, und die von der immer engeren Verflechtung 
unserer beiden Völker zeugen. Ob es um den Aus­
tausch zwischen den Menschen und besonders zwi­
schen der Jugend geht, um die gemeinsame Arbeit 
unserer Beamten, unserer Verwaltungen, unserer 
öffentlichen Dienststellen, um die bis dahin gewiß 
noch ungenügende industrielle Zusammenarbeit, die 
einen gewissen Anfang zu nehmen scheint, ob es sich 
insbesondere um den Handelsaustausch zwischen 
zwei Ländern handelt, die nunmehr zugleich, das eine 
wie das andere, größter Kunde und größter Lieferant 
sind, ich bin betroffen von der Vielfalt der Bindungen, 
die sich in weniger als zehn Jahren in einem Maße 
geknüpft haben, daß man sich nicht vorstellen kann, 
daß Frankreich und Deutschland sich künftighin der 
Solidarität ihrer Geschicke entziehen könnten. 

Z 1988 B 

• 

Hieraus folgt die gebieterische Notwendigkeit, zwi­
schen uns die politische Zusammenarbeit zu entwik­
keln. Wir haben sie auf mehreren bedeutenden Ge­
bieten in Angriff genommen, und das Jahr, das soeben 
verflossen ist, hat hierfür einige sichtbare Beweise 
erbracht. Ich denke dabei an das Berlin-Problem, zu 
dessen - für alle - zufriedenstellender Lösung die 
enge Konsultation zwischen unseren Diplomatien zu 
einem großen Teil beigetragen hat; ich denke auch 
an die Politik der Entspannung mit dem Osten, deren 
illustrer Initiator General de Gaulle gewesen war, und 
die Sie zu einer der Kraftlinien Ihrer eigenen Politik 
gemacht haben, mit, Sie wissen es, ständiger und un­
eigennütziger Unterstützung Frankreichs. Die kom­
menden Monate werden zweifellos den rechtlichen Ab­
schluß der von Ihnen geschlossenen Verträge und 
die endgültige Unterzeichnung des Berlin-Abkom­
mens bringen. Für die Verhandlungen, die andauern, 
und für die daraus zu ziehenden internationalen 
Schlüsse ist es, glaube ich, nützlich, daß wir in stän­
digem Kontakt bleiben. Frankreich ist dazu mit dem 
einzigen Wunsch bereit, Ihnen behilflich zu sein und 
zur Schaffung einer dauerhaften europäischen Sicher­
heit beizutragen. 

Doch was mir gegenwärtig wichtiger als alles andere 
erscheint, ist die Harmonisierung der Politik unserer 
Länder zwecks Lösung der durch zwei Ereignisse von 
grundlegender Bedeutung 1971 geschaffenen Pro­
bleme, ich meine durch die Erweiterung der europä­
ischen Gemeinschaft infolge des Beitritts Großbritan­
niens im besonderen und durch die internationale 
Währungskrise, zu der die Abkommen von Washington 
nur einen Anfang der Lösung beigetragen haben. 

Sowenig diese beiden Ereignisse auch miteinander 
zu tun haben, so gehören sie für uns in ihren Auswir;. 
kungen doch zusammen. Es geht nämlich um die Frage, 
ob wir entschlossen sind , aus der Gemeinschaft ein 
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wirklich europäisches Europa zu machen. Man liest 
hier oder dort, daß die Ausweitung der Gemeinschaft 
auf zehn Staaten sie in eine vage Freihandelszone 
auflösen würde. Man gibt hier oder dort zu verstehen, 
daß unsere freundschaftlichen Beziehungen zu den 
Vereinigten Staaten und die Allianz, die uns mit die­
sem großen Land verbindet, die Gemeinschaft auf die 
Rolle von Partnern in einem großen politischen und 
wirtschaftlichen Komplex einschränken würde, der in 
Wirklichkeit unter der Leitung Washingtons stünde. 
Sie wissen, Herr Bundeskanzler, welche Bedeutung 
ich der amerikanischen Freundschaft beimesse; Doch 
es geht letzten Endes um Europa, in Europa entschei­
det sich das Schicksal unserer Völker. Es ist Europa, 
das zu errichten wir auf der Haager Konferenz be­
schlossen haben. Es ist eine europäische politische 
Konzeption, die uns während der ganzen Verhand­
lungen mit Großbritannien und den anderen beitritts­
willigen Ländern geleitet hat. Wir haben schließlich 
einen europäischen Willen bekräftigt, als wir be­
schlossen haben, den Weg der Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion einzuschlagen. 

Deshalb zwingt uns die internationale Währungskrise, 
die Ehrlichkeit unserer Absichten unter Beweis zu stel­
len. Wir können unter uns Europäern allein nicht ein 
neues internationales Währungssystem errichten. Wir 
haben kein Interesse an einer Dollar-krise, ganz im 
Gegenteil, ich habe es oft gesagt, und auch nicht 
daran, die amerikanischen Anstrengungen zur Wieder­
aufrichtung der Zahlungsbilanz zu behindern. Frank­
reich hat dies für seinen Teil auf den Azoren und in 
Washington unter Beweis gestellt, ebenso wie unsere 
Vertreter in Brüssel eine positive Haltung in den 
kommerziellen Verhandlungen mit den Vereinigten 
Staaten eingenommen haben, mit dem Bedauern, daß 
die europäischen Konzessionen vorerst zu keinen 
Gegenleistungen geführt haben. Doch wir können dem 
Ereignis nicht passiv gegenüberstehen und auch nicht 
abwarten, bis andere ihre Probleme regeln, um uns 
auf den Weg der Wirtschafts- und Währungsunion 
zu führen. 

ln den kommenden Monaten wird Europa zeigen 
müssen, ob es den Wunsch hat und fähig ist, auf die­
sem wesentlichen Gebiet seine Individualität zu be­
haupten. Ich stimme mit Ihrer Regierung über die not­
wendige Korrelation zwischen dem wirtschaftlichen 
Sektor und dem Währungssektor überein. Es scheint 
mir sogar, daß dies nur die Verkündung einer Selbst­
verständlichkeit ist. Doch es besteht die Tatsache, daß 
das Währungsproblem unmittelbar gestellt ist und daß 
von den europäischen Reaktionen auf diesem Gebiet 
die ganze Zukunft der Gemeinschaft abhängt Ja, 
Herr Bundeskanzler, es ist der Augenblick gekom­
men, unseren europäischen Willen unter Beweis zu 
stellen, unter Wahrung unserer nationalen ldentitäten 
und der Vereinbarkeit unserer wichtigsten Interessen, 
gewiß, in einem Geist von unerläßlichem Realismus, 
um uns nicht zum Scheitern zu verurteilen. Niemand 
ist mehr als ich davon überzeugt, aber schließlich ist 
es die Stunde der Wahrheit. 

Ich habe wiederholt den Gedanken und die Konzep­
tion Frankreichs präzisiert. Mein Land ist bereit, vor­
anzugehen, in den Fakten und nicht in den Äußerlich­
keiten. Wir sind überzeugt, daß ein gemeinsames 
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Vorgehen Frankreichs und Deutschlands ein notwen­
diges und bedeutendes Element für den Erfolg ist. 
Ich wünsche sehr, daß unser heutiges Treffen beweist .• 
daß Sie dazu bereit sind. Der Weg ist schwer; das 
Ergebnis ist noch nicht erreicht. Aber es hängt weit­
gehend von unserem übereinkommen ab. 

Dann wird unser Kooperationsvertrag wirklich eine 
neue Dimension annehmen über unsere ausgezeich­
neten bilateralen Beziehungen hinaus. Die deutsch­
französische Zusammenarbeit muß zu einer der soli­
den Grundlagen einer europäischen Gemeinschaft 
werden, die nicht nur erweitert, sondern auch gestärkt 
ist, und die nicht nur wirtschaftlich, sondern auch poli­
tisch fähig ist, ihre Persönlichkeit zu bestätigen und 
ihre eigene Rolle gegenüber allen zu spielen, ob es 
sich um die Entwicklung der Zusammenarbeit mit 
Osteuropa oder um die Beziehungen mit unseren 
amerikanischen Freunden handelt. 

Deshalb, Herr Bundeskanzler, gelten meine heißesten 
Wünsche, indem ich mein Glas auf das Wohl Ihrer 
Gesundheit, auf dasjenige der Sie begleitenden Per­
sönlichkeiten, auf das Glück des deutschen Volkes 
und auf die deutsch-französische Freundschaft er­
hebe, auch dem Europa als Herrin Ihres Schicksals. 

Bundeskanzler Willy B r a n d t erwiderte mit der 
nachstehenden Tischrede: 

Herr Präsident, Herr Premierminister, 
meine Damen und Herren! 

Meine Begleiter und ich freuen uns, wieder in Paris 
Ihre Gäste zu sein. Unsere dritte Begegnung innerhalb 
von acht Monaten ist ein äußeres Zeichen für die 
Bedeutung der anstehenden Entscheidungen, aber 
auch für die Verläßlichkeit des Vertrages, der unsere 
beiden Staaten so besonders miteinander verbindet. 
Ich bin zuversichtlich, daß uns dies auch in dem be­
deutsamen Jahr 1972 eine wichtige gegenseitige 
Stütze sein wird. 

Wir werden uns weiterhin vor allem mit dem Ausbau 
Europas zu befassen haben. Nach Überwindung der 
akuten internationalen Währungskrise können wir an 
frühere Vereinbarungen und Konsultationen anknüp­
fen. An erster Stelle steht die Verwirklichung der Wirt­
schafts- und Währungsunion, damit die Gemeinschaft 
ihren Aufgaben gerecht werden kann und das ihr zu­
kommende Gewicht auch zugunsten eines stabilen 
Weltwährungssystems einsetzen kann. 

Wir sollten eine Anstrengung machen, damit Europa 
sich nicht nur als Wirtschaftsgemeinschaft festigt, son­
dern darüber hinaus politisch in diesem Jahr des 
Übergangs seinen Beitrag zur Sicherung des Friedens 
in der Welt leisten kann. Neben den Vereinigten Staa­
ten von Amerika, der Sowjetunion, China und Japan, 
die ihre weltpolitische Verantwortung - mehr oder 
weniger betont - neu definieren, ist diese Frage durch 
den Gang der Entwicklung auch an Westeuropa ge­
stellt. 

Die Gipfelkonferenz der erweiterten Gemeinschaft, zu 
der Sie, Herr Präsident, uns freundlicherweise nach 
Paris einladen werden, kann von einer entscheiden-
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den Bedeutung sein. Ich hoffe, daß sie einen Meilen­
stein für die Entwicklung Europas setzen und nicht 
weniger fruchtbar und wegweisend sein wird als die 
Konferenz in Den Haag. 

Dies sollte um so eher möglich sein, als die historische 
Unterzeichnung des Beitritts durch Großbritannien, 
Dänemark, Norwegen und Irland die Grundsätze der 
Gemeinschaft nicht geschwächt hat und andere west­
europäische Staaten, die sich zum Beitritt nicht ent­
schließen können ode.r wollen, in das ~hnen gemäße 
Verhältnis zur Gemeinschaft treten werden. Spannun­
gen innerhalb Westeuropas, um die wir uns vor kur­
zem noch sorgten, werden damit in einem neuen Sy­
stem gegenseitiger Verpflichtungen aufgefangen wer­
den können. 

Dabei weiß ich mich mit Ihnen einig, daß der engere 
Zusammenhalt nach innen nicht zu einem veralteten 
Blockdenken nach außen führen darf. 

Wir wollen die Kommunikation und Kooperation mit 
den Vereinigten Staaten vertiefen und mit den Staaten 
Osteuropas entwickeln. Diese Politik will zwischen 
Ost und West, Nord und Süd in Europa durch wirt­
schaftliche und andere Verbindungen gemeinsame 
Interessen und Verpflichtungen schaffen, aus denen 
allmählich eine bessere Zukunft für alle Europäer ent­
steht. Unsere beiden Regierungen werden sicher aktiv 
eine europäische Konferenz vorbereiten helfen, die 
sich in den Dienst dieser Aufgaben stellt. 

Herr Präsident, ich bin sicher, daß unsere Gespräche 
zeigen werden, wie gleich oder ähnlich wir diese Per­
spektiven sehen. Ich empfinde es als Ermutigung, daß 
wir zusammen versuchen wollen, Chancen in die Wirk­
lichkeit umzusetzen. Ich freue mich auf die Fortführung 
unserer Gespräche in der Atmosphäre des Vertrauens, 
der Offenheit und der Freundschaft, die uns verbinden. 

Ich bitte, das Glas mit mir zu erheben auf das Wohl 
des französischen Staatspräsidenten, des Premier­
ministers, der Regierungsmitglieder und auf das Ge­
lingen dieser Begegnung. 

Pressekonferenz im Elysee-Palast 
Nach Abschluß der deutsch-französischen Konsul­
tationen am 11. Februar 1972 erklärte Staatspräsi­
dent Pomp i d o u vor der Presse im Elysee­
Palast: 

Meine Damen und Herren! 

Wenn der Herr Bundeskanzler und ich es heute, ab­
weichend von der Regel, für zweckmäßig halten, einige 
Worte an Sie zu richten, dann deshalb, weil dieser 
Begegnung besondere Bedeutung zukommt, insbeson­
dere weil die Ergebnisse extrem positiv sind. 

Die beiden Regierungssprecher werden Sie gleich 
nachher noch über Einzelheiten des Verlaufs unserer 
Gespräche, insbesondere über die behandelten weH­
politischen Fragen und bilateralen Probleme unter­
richten. 

Ich möchte - ebenso wie der Herr Bundeskanzler -
nur weniges zu den sehr bedeutsamen Fragen vor­
tragen, über die wir, der Herr Bundeskanzler und ich, 
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auch in Anwesenheit des Premierministers, der 
Außenminister und der Wirtschafts- und Finanzminister 
uns unterhalten haben. 

Es waren im wesentlichen drei große Themen. 

Das erste war die Frage der Beziehungen zum Osten. 
Hier haben wir festgestellt, daß es zwischen der Poli­
tik der Bundesregierung und der französischen Politik 
in diesem Bereich einen vollkommenen Gleichklang 
gibt. 

Ich konnte dem Herrn Bundeskanzler noch einmal 
die vorbehaltlose Unterstützung Frankreichs für die 
Politik, die der Herr Bundeskanzler auf diesem Gebiet 
verfolgt, bekräftigen. Gemeinsam haben wir unser 
Interesse daran bekundet, daß die Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa schnellst­
möglich zusammentritt. 

Ein zweites Hauptthema war Europa, genauer gesagt, 
die europäische Wirtschafts- und Währungsunion. 
Nach sehr gründlichen Gesprächen darüber kann nun­
mehr gesagt werden, daß beide Regierungen sich 
darin einig sind, den Weg zur Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion so wiederaufzunehmen, wie wir ihn im 
Februar und März 1971 bereits abgesteckt hatten. Es 
gab dann die bekannten Verzögerungen auf Grund 
der Weltwährungskrise. Die Wirtschafts- und Finanz­
minister" werden mit ihren Mitarbeitern auf der Grund­
lage unserer Feststellungen gemeinsame Positionen 
zu den Vorschlägen erarbeiten, die wir unseren Part­
nern unterbreiten möchten. Sie werden das tun, damit 
die Harmonisierung unserer Vorschläge in den Kon­
takten mit den Partnern, einschließlich der Beitritts­
willigen, gelingt, so daß es so bald wie möglich zu 
präzisen Abmachungen zwischen den Sechs kommt, 
die insbesondere auch die Zustimmung Großbritan­
niens finden. 

Die dritte Frage, die behandelt wurde, ist die der 
europäischen Gipfelkonferenz der Zehn, d. h. der 
Sechs und der Vier, die den Beitrittsvertrag unter­
zeichnet haben. 

Dazu konnten wir feststellen, daß es keine Unstimmig­
keiten zwischen uns in dieser Frage gibt, weder was 
den Ort dieser Konferenz, den der Bundeskanzler 
liebenswürdigerweise vorgeschlagen hat, noch den 
Zeitpunkt, noch die Tagesordnung anbelangt, über 
deren Rahmen wir ebenfalls zu sprechen Gelegenheit 
gehabt haben. Es liegt jedoch auf der Hand, da es 
sich ja um eine Konferenz der Zehn handelt, daß wir 
Ihnen jetzt darüber keine präzisen Informationen ge­
ben können. Wir müssen erst Kontakt mit unseren 
Partnern aufnehmen, um zu einer allseitigen Verstän­
digung darüber zu kommen. 

Ich werde Ende nächster Woche Gelegenheit haben, 
darüber mit dem britischen Premierminister Heath zu 
sprechen. Aber selbstverständlich werden beide Sei­
ten mit allen unseren Partnern darüber sprechen. 

Abschließend möchte ich sagen: Man konnte hier und 
da lesen, am Himmel zwischen Paris und Bonn stün­
den oder zögen Wolken herauf. Ich glaube, mehr als 
andere hat diese Begegnung, obgleich sie im regel­
mäßig vorgesehenen Rhythmus stattgefunden hat, ge­
zeigt, daß auf Grund der Offenheit und Herzlichkeit, 
mit der die Gespräche geführt worden sind, und daß 
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auf Grund des hohen Maßes an Übereinstimmung, 
das sich hier abgezeichnet hat, die Bundesrepublik 
Deutschland und Frankreich sich mehr denn je einig 
sind, was nicht nur die bilaterale Politik anbelangt, 
sondern auch die, die auf den Bau Europas abzielt. 

Bundeskanzler Willy Brand t gab die nachstehende 
Erklärung ab: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! 

Wenn ich jetzt so verfahren würde wie vorhin in un­
serer Plenarsitzung, dann würde das, was dort höf­
lich war, hier unhöflich wirken. Ich habe zum Abschluß 
unserer Besprechungen mich zum ersten Mal darauf 
beschränkt zu sagen, daß ich vollinhaltlich mit dem 
übereinstimme, was der Präsident der Republik sagte, 
und daß ich auf eigene zusammenfassende Ausfüh­
rungen verzichten könnte. 

Hier darf ich ein paar Worte aus meiner Sicht hinzu­
fügen. 

Erstens: Die deutsche Delegation war in erster Linie 
in der Hoffnung gekommen, mit unseren französischen 
Freunden die Konsequenz aus zwei wichtigen Ereig­
nissen der letzten Wochen ziehen zu können. Damit 
meine ich, aus dem historischen Vorgang des Beitritts, 
der in Brüssel nun auf den Weg gebracht worden ist, 
und aus dem Washingtoner Vorgang vom Dezember 
vergangenen Jahres, durch den die akute Phase der 
Weltwährungskrise überwunden werden konnte. 

Die Konsequenz, die wir glücklicherweise in so großer 
Übereinstimmung ziehen konnten und können, ist, die 
Wirtschafts- und Währungsunion nicht irgendwann, 
sondern jetzt in den Wochen, die vor uns liegen, mit 
unseren Partnern zusammen in Gang zu bringen, zu 
bestätigen, was schon beschlossen war, aber es dort 
zu ergänzen, wo es notwendig ist, und zu konkretisie­
ren, wo es möglich ist. 

Zweitens: Ich sehe die Fragen im Zusammenhang mit 
einem westeuropäischen Gipfel so wie der Herr Präsi­
dent. Ich glaube, ich bin nicht indiskret, wenn ich sage, 
daß zu der Thematik, die uns und unsere Partner 
miteinander beschäftigt, auch gehören muß, wie wir 
die Organe dieser wachsenden Europäischen Ge­
meinschaft so arbeitstüchtig, so effektiv wie möglich 
machen. 

Drittens: Herr Präsident, es ist für die deutsche Politik 
unerläßlich, daß sie das, was sie an Arbeit des Aus­
gleichs und der Versöhnung und der Zusammenarbeit 
nach Osten macht, einbetten kann in den Accord, um 
den wir uns im Westen immer wieder miteinander 
bemühen. Das, was man Ostpolitik nennt, fängt im 
Westen an. Es hat entscheidend zu tun, es hat im 
Kern damit zu tun, ob Frankreich und Deutschland 
einer Meinung sind. 

Sie sind einer Meinung. Dies ist für uns eine große 
moralische und praktische Hilfe. Die wissen wir zu 
würdigen. 

So glaube ich, Herr Präsident, wir können sagen, daß 
das, was uns zusammenführt, nicht nur unseren bei­
den Völkern zugute kommt, sondern Europa in seiner 
doppelten Dimension West-West und West-Ost. 
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Die Bundesrepublik Deutschland 
und ihre Politik des Gleichgewichts 
Rede des Bundesministers der Verteidigung 

Der Bundesminister der Verteidigung, Helmut 
Sc h m i d t, hielt vor der Deutsch-österreichischen 
Kulturgesellschaft in Wien am 9. Februar 1972 fol­
gende Rede: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Wenn ich heute zu Ihnen über die Bundesrepublik 
Deutschland und ihre Politik des Gleichgewichts rede, 
so tue ich das zu einer Zeit, in der - glaubt man 
den deutschen Zeitungen - die Republik Österreich 
aus dem Gleichgewicht zu geraten scheint. Sind doch 
die Blicke der meisten Österreicher in diesen Tagen 
auf die Olympischen Winterspiele im fernen Sapporo 
gerichtet und wird doch in diesen Tagen von Wien 
bis in die Täler und Höhen der Alpen kein Erei.gnis 
mehr diskutiert als der "Fall" Ihres Ski-Nationalhelden 
Karl Schranz oder der Fall Avery Brundage. 

Daß Sie dennoch heute abend hier sind und von 
einem Minister eines Nachbarlandes etwas über die 
Politik dieses Nachbarlandes erfahren wollen, daß Sie 
trotz der gerade laufenden aktuellen Fernsehbericht­
erstattung aus Japan in diesen Saal gekommen sind, 
zeigt, daß zumindest nicht alle Österreicher gegen­
wärtig auf Sapporo fixiert sind. 

Gestatten Sie mir eine persönliche Bemerkung zum 
Beginn: Dies ist nicht das erste Mal, daß ich in Wien 
oder in Österreich bin; es ist allerdings das erste Mal, 
daß ich die Ehre habe, hier öffentlich zu politischen 
Problemen meines Landes zu sprechen. Bei früheren 
Begegnungen hatte ich mehrfach Gelegenheit, mit Ihren 
hervorragenden Staatsmännern Bruno Pittermann und 
Bruno Kreisky Gedanken auszutauschen. 

Ich nenne die beiden, mit denen mich seit Jahren 
eine Freundschaft verbindet, stellvertretend für manch 
einen anderen und weil natürlich die Beziehungen 
zwischen Angehörigen der Parteiführung der SPÖ und 
der SPD seit Generationen besonders gepflegt wer­
den. Dabei haben wir deutschen Sozialdemokraten, 
die wir ja bis 1966 von der Regierung und damit von 
der tätigen Außenpolitik ausgeschlossen waren, oft 
genug von der diplomatischen Erfahrung und der 
außenpolitischen Urteilskraft Ihres gegenwärtigen 
Bundeskanzlers profitiert. Es ist gerade erst wenige 
Tage her, daß Kreisky und Brandt und andere Führer 
mitteleuropäischer sozialistischer Parteien auf öster­
reichischem Boden konferiert haben. Von seiten der 
deutschen Sozialdemokratie hat es in den vergange­
nen Jahrzehnten immer eine besondere Affinität zur 
Österreichischen Schwesterpartei gegeben. Übrigens 
auch zur schwedischen Partei Erlanders und Palmes 
- wie - vor allem in der ersten Nachkriegszeit - zur 
englischen Labour-Party. Wir haben versucht, von den 
uns benachbarten Freunden zu lernen. Und wir hatten 
Rat und Hilfe nötig. 

Die deutsche Frage, Berlin und die Sicherheit des 
Friedens in Mitteleuropa waren für uns heute vor 
25 Jahren zentrale Probleme - und sie sind es heute 


